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B e r t e l  V Ö K i

TH ”VoZ/f?)\/̂ ys«̂ (u«»2
Die Tagesordnungspunkte der letzten Hochschulvol1 - 
Versammlung sind schnell aufgezählt: Neue Satzung 

der Studentenschaft;ZHD ; Mittel klirtzungen; eine 

eventuelle Resolution zum Reagan- Besuch in Bonn.

Da die Vollversammlung nicht beschlußfähig war, 

konnten nur sog. "Meinungsbilder" erste l l t  werden.

Wesentlich waren wohl die ersten beiden Themen.

Bei den kommenden Wahlen soll gleichzeitig über 

eine neue Satzung entschieden werden, die u.a. die 

Zusammenarbeit und die Hierarchie studentischer 

Gremien und Organe regeln sol l .  Ein Beispiel: Die 

TH-VolIversammlung ist  dem Studentenparlament 

("STUPA") übergeordnet, d.h. Beschlüsse, die auf 

der "VV" gefaßt werden, sollen maßgebend für das 

STUPA sein. So soll das Prinzip der "Basisdemo­

kratie" zumindest in der Studentenschaft gehand- 

habt werden, jeder Student also direkt auf die HS- 

Politik Einfluß nehmen kann. Diese Satzung ist  j e ­

doch nicht rechtskräftig, sie stieß auf Widerstand 

im hess. Kultusministeriur. In der neuen Satzung 

hingegen soll (kann) jedoch das STUPA alleinige  

Entscheidungskompetenz haben. (Wer sich näher 

über die neue Satzung informieren wi l l ,  kann beim 

ASTA kostenlos ein gedrucktes Exemplar erhalten.)

Zweiter wesentlicher Punkt war eine Stellung­

nahme zu den jüngsten Aktivitäten von Professoren 

der F.B. Maschinenbau und E- Technik, eine Schlie­

ßung des ZHD zu erreichen. Das ZHD ("ZENTRUM FÜR 

HOCHSCHULDIDAKTIK") ist  gegründet worden, um (wie 

der Name schon sagt) u.a. neue Lehrmethoden zu er­

forschen und die Einführung solcher zu fördern, 

alte zu verbessern, oder z.B. die Durchführung von 

Orientierungswochen zu unterstützen. Kurz gesagt, 

es soll erstens eine Beraterstel1e für diejenigen 

sein, die hier an der Hochschule aktiv oder passiv 

mit der Lehre konfrontiert werden (also Profs,

Wimis,Studenten,usw.). Zweitens soll es sich eben 

wissenschaftlich mit neuen Methoden der Didaktik

befassen. In der Realität is t  es allerdings nur in 

kleinen Teilbereichen in der Lage (aus Geld- und 

Personal gründen), diese Aufgaben wahrzunehmen. Die 

THD i s t  eine der letzten Hochschulen in Hessen, an 

der ein solches Zentrum eröffnet wurde. Mit einem 

Etat von jährl . 50000,- DM (von denen u.a. die bei-
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den Wimi- Stellen, die mit dem ZHD verknüpft sind, 
finanziert werden), führt es jedoch ei ̂ 'Aschenput­
tel-Dasein". Trotzdem wird es mit seinen Ansprüchen 
auf dem Gebiet der Lehre als Gefahr vor allem von 

Professoren der Ingeneurfachbereiche angesehen.
Sicher ist es zeitaufwendig und damit unbequem, sich 
mit neuen Methoden der Lehre zu befassen. Genauso 
scheint es für Professoren unangenehm zu sein, das 
gerade in diesen Fachbereichen stark ausgeprägte 

Vorgesetzten- Untergebenen- Verhältnis (nicht nur 
zu Studenten) zu ändern. Das ist aber für neue Lehr­
methoden notwendig. Daß ein besseres Klima den 
Lerneifer erhöhen könnte, was auch den Forschungs­
arbeiten an den Fachbereichen zugute käme, wird 
dabei ignoriert.
Kurz und gut, jedenfalls mit dem fadenscheinigen 

Argument, die beiden Stellen und der Etat könnten 

angesichts der gespannten Finanzlage an die F.ß. zu 
deren Vorteil verteilt werden, wurde die Schließung 
es ZHD beantragt. Daß die beiden Stellen und das 

Geld, selbst an einen Fachb. vergeben, nur ein Trop­
fen auf einen heißen Stein wären (angsichts der Mio.- 
Etats nat.-wiss. oder tech. F.B.j, wird dabei wohl­
weislich verschwiegen. Nun, zum Glück wird dem Antrag 
im ständ. Aussch.l wahrscheinlich nicht stattgegeben. 
Die Mehrheit der in der VV anwesenden Studenten unter­
stützte einen Antrag zur Weiterführung des ZHD.
Damit ist im Wesentlichen der Inhalt der VV erschöpft. 
Jedoch ist am ASTA in zwei Punkten Kritik anzumerken.
DA ist zum Einen die mangelhafte Publizierung der Voll- 
vers., die mit Sicherheit eine der Ursachen dafür war, 
daß sich nur ein Grüppchen von vielleicht 200 Leuten 
im Audi-Max einfand. Wenn man so wichtige Punkte wie 
die Entscheidung über die Satzung (schon im letzten 

Jahr wegen zu geringer Wahlbeteiligung gescheitert!) 
und die Aktivitäten gegenüber dem ZHD publik machen 

^ ^ v i l l . i s t  eine solche Informationspolitik nicht zu 

verstehen. Allerdings (zweiter kritikpkt.!) war es 
diesmal wohl ein Glück für den ASTA, daß so wenig 
Leute die peinlichen öffentlichen Auseinanderset­
zungen der ASTA-tragenden Fraktionen miterlebten.
Das Bild, das der ASTA auf der W abgab war jeden­
falls deprimierend schlecht, schlechter als er in 

Bezug auf seine Tätigkeit während des Semesters 

nötig hätte. Diese Streitereien sind nicht einmal 
mit dem derzeitigen Wahlkampf zu entschuldigen.
Bleibt nur zu hoffen, daß die Vorbereitungen und 
Absprachen zu einer VV in Zukunft im ASTA gründ­
licher getroffen werden.
Zum Schluß noch eine kurze Bemerkung: Einige 

"Funktionäre" (aus ASTA,STUPA,VV,. . . )  sollten 
sich ihre Arroganz gegenüber anderen Rednern(innen) 
abgewöhnen, sie steht weder in einem Verhältnis zu 

der Wichtigkeit ihrer Person, noch befugt sie ihr 
Amt dazu.

WIRTSCHAFTSPOLITIK: DESHALB SO!!!!!!!

Zunächst vorweg: Ich finde es sehr gut, 

daß Uwe Arndt die Frage nach den Grün­

den der gegenwärtigen Wirtschaftspoli­

tik im Schlaglicht Nr. 19 aufwirft und möch­

te mit meinem Artikel dazu beitragen, die 

Diskussion fortzusetzen.

Uwe hält die von der Bundesregierung 

verfolgte Konzeption schon im Ansatz für 

verfehlt und führt aus, warum sie nicht 

aus der Wirtschaftskrise herausführen 

könne. Sein Hauptargument ist, daß sie 

den Nachfragemangel nicht behebe. Warum 

die Bundesregierung ihr Konzept verfolgt 

und nicht den von Uwe vertretenen Weg er­

scheint absolut unklar.

SIND BUNDESREGIERUNG UND FAST DER GESAM­

TE WIRTSCHAFTSPOLITISCHE SACHVERSTAND 

ZU DUMM?

Nein. Der Weg den die Bundesregierung 

verfolgt hat gute Gründe, wenn sie nicht 

bereit ist, das Wirtschaftssystem insgesami 

in Frage zu stellen.

Im Rahmen unserer industrialisierten 

Wachstumswirtschaft (das folgende trifft 

nicht nur auf den Privatkapitalismus zu) 

kann Arbeitslosigkeit nur vermieden wer­

den, wenn die Produktion mit der glei­

chen Geschwindigkeit wächst, mit der die 

Produktivität zunimmt. Wachstum mit kon­

stanter Wachstumsrate ist progressiv.

(Es wird hier von mir unterstellt, die 

Wachstumsrate der Produktivität sei kon­

stant, für die nähere Zukunft sieht es 

eher so aus, als würde sich das Produk­

tivitätswachstum noch beschleunigen).



Mit Zunahme der Produktivität nimmt zu­

gleich die Kapitalintensität der Produk­

tion zu. Infolgedessen erfordert eine 

krisenfreie Entwicklung der Wirtschaft 

progressive Ausdehnung der Produktion und 

die wieder eine überproportional steigen­

de Akkumulation von Kapital, eine ent­

sprechend steigende Rohstoffmenge und 

verursacht so nebenbei eine überpropor- 

tional ansteigende UmweltZerstörung.

Wer das krisenfreie Wachstum dieser 

Wirtschaft aufrechterhalten will, der 

muß deshalb: Durch eine Politik der Stär­

ke nach außen den wachsenden Rohstoff­

bedarf sichern, die Umv/eltZerstörung mög­

lichst ignorieren und einen beständig 

wachsenden Anteil der Produktion akku­

mulieren, d.h.:

IMMER MEHR WIRD PRODUZIERT, NUR UM NOCH 

MEHR ZU PRODUZIEREN

DIE PROFITQUOTE MUß STEIGEN, DIE LOHN- 

QUOTE FALLEN!

Nur wenn das erreicht wird, wird eine 

Ausdehnung der Nachfrage zu einer Weiter­

entwicklung dieses Wirtschaftssystems 

beitrage. Diese Umverteilung zu errei­

chen ist daher das Kernziel der gegen­

wärtigen Wirtschaftspolitik. Der Wirtschafts­

politische Sachverstand weis genau, wes­

halb er zum Sozialabbau und Profitför­

derung rät. Unter den Bedingungen hoher 

Arbeitslosigkeit sind es vor allem die 

Sozialleistungen wie Sozialhilfe, Arbeits­

losengeld usw., die eine allgemeine, 

bedeutende Lohnsenkung verhindern, indem 

sie den Zwang verringern, jede Arbeit 

akzeptieren zu müssen.

DIE ALTERNATIVE: DEMOKRATISCHE, BEDARFS­

ORIENTIERTE WIRTSCHAFT!

Das gilt unabhängig davon, ob die Akku­

mulation in den Händen des Staates, wie im 

sowjetischen Modell, oder in den Händen 

privater Kapitalisten erfolgt. Die 

Akkumulation eines wachsenden Anteils 

der Produktion bedeutet Umverteilung.

Im Privatkapitalismus heißt es:

Hauptsache, immer mehr Atomraketen

Kurzfristige Maßnahmen können nur in der 

Verkürzung der Arbeitszeit und in der 

Verringerung des Produktivitätsvachstums 

bestehen. Verringerung des Produktivitäts­

wachstums bedeutet: Abwehr von Rationali- 

sierungsinvestitionen und Arbeitsinten­

sivierung, wo das unmöglich ist, Kompen- i 

sation z.B. durch Ausdehnung von Kurzpau­

sen während der Arbeitszeit.

Derartige Maßnahmen der Betroffenen 

selbst schaffen Voraussetzungen für die 

weitergehenden Schritte, die einerseits 

in dem Versuch liegen müssen, selbstver­

waltete Betriebe aufzubauen, bzw. Klein- 

und Mittelbetriebe in Selbstverwaltung 

zu übernehmen und bei Großbetrieben tat­

sächlichen Einfluß auf die Produktion 

(was produziert v/ird und wie es produ­

ziert wird) zu nehmen.



KEINE PRODUKTION FÜR DEN MARKT

Damit die selbstverwalteten Betriebe nicht 

den gleichen kapitalsitischen Zwängen aus­

geliefert sind, müssen sie nicht nach ir­

gendwelchen "Marktlücken” suchen, unabhän- 

gigdavon ob die Produktion sinnvolle Be­

dürfnisse befriedigt, sondern müssen sich 

eine Absatzorganisation aufbauen, die vor 

allem zurückwirkt, die den Verbrauchern 

ermöglicht zu äußern, welche Bedürfnisse 

sie haben, und was produziert werden soll­

te, um diese zu befriedigen.

KEINE HOFFNUNG AUF DEN STAAT

Es ist nicht im geringsten zu erwarten, 

daß irgendein Teil des Staates eine sol­

che Umstrukturierung unterstützt. Viel 

zu fest ist das ganze System der Staats­

bürokratie mit der bisherigen Wirtschafts­

weise verwachsen. Schließlich setzt echte 

Demokratisierung notv/endig Dezentralisie­

rung voraus und da wird auch der wohl­

meinendste Parlamentarier nicht mitmachen 

wollen. Weitere Zentralisierung erschwert 

die Eingriffe der unmittelbar Betroffenen, 

macht es unmöglich, das tatsächliche Bedürf­

nisse geäußert werden. Statt Ausdehnung 

der Befugnisse des Staatsapparats, an dem 

das Parlament nur ein Anhängsel von unter­

geordneter Bedeutung ist, die wirklichen 

Entscheidungen fallen in den Ministerien, 

muß die Dezentralisierung der politischen 

und ökonomischen Sntscheidungsgcwalt ge­

fordert werden.

Forderungen an den Staat, seine Wirt­

schaftspolitik zu ändern, statt Sozial­

abbau Ausdehnung der Nachfrage zu betrei­

ben können zwar erhoben werden, haben aber 

keine Realisierungschance, da Sozialabbau 

den Gesetzmäßigkeiten der Wirtschaftsweise 

entspricht, mit der auch der Staat unlös­

bar verstrikt ist.

DIE DURCHSETZUNG: KRITISCHES LERNEN VON­

EINANDER

Die Kampfmittel müssen den Zielen entspre­

chen. Es ist klar, daß eine Umgestaltung 

der Wirtschaftsweise, die den Produktions­

zweck ändert, nur von denen vorgenommen 

werden kann, die produzieren: die Arbei­

ter und Angestellten. Damit dies geschieht 

ist persönliche Betroffenheit Vorausset­

zung. Die andere ist die Kenntnis von 

Alternativen und Handlungsmöglichkeiten. 

Was man tun kann ist die Erfahrungen von 

selbstverwalteten Betriebe, von Betriebs­

besetzungen und Versuchen die Produktion 

von der Belegschaft selbst fortzuführen 

(z.B. Lip) oder die Produktion hin zu 

sinnvollen Produkten zu verändern (z.B. 

Lucas Aerospace) zu diskutieren und zu 

verbreiten. Außerdem kann man die Erfah­

rungen mit verschiedenen Kampfformen gegen 

betriebliche Rationalisierung und Arbeits- 

platzvernichtung (z.B. Werkstor- und Be­

triebsbesetzungen) verbreiten, um von Er­

folgen und Mißerfolgen anderer Beleg­

schaften zu lernen.

Wolfram Fendier 

Mitglied der GRÜNEN Bergstraße
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Die Studentenschaft soll politisch mund­

tot gemacht werden. Das Oberverwaltungs­

gericht Münster hat dem Münsteraner AStA 

untersagt, Gelder an die VDS, die Dach­

organisation der Studentenschaften in der 

Bundesrepublik, zu zahlen und auf diesem 

Wege ein "allgemeinpolitisches Mandat" 

wahrzunehmen.

Nun soll auch in Hessen so verfahren 

werden: Kultusminister versucht per Er­

laß, Zahlungen an die VDS und Stellung­

nahme der hessischen ASten zu "allgemein­

politischen" Problemen zu verhindern. 

Zuwiderhandlungen sind bei hohen Geld­

strafen verboten (siehe nachfolgende 

Dokumentation).

Formal ist diese Entscheidung korrekt.

Die Frage ist hedoch, ob es ein "hoch- 

schulpolitisches Mandat", wie es sich 

gewisse Politiker wünschen, überhaupt 

gibt. Hochschulen sind - selbstverständ­

lich - in unsere Gesellschaft eingebunden 

und tragen als Teil von dieser eine 

überaus hohe Verantwortung irr-technischen, 

naturwissenschaftlichen und geisteswissen­

schaftlichen Bereichen. Poltik ist von 

diesen nicht zu trennen; ein Engagement 

nur auf den "Bereich Hochschule " zu be­

schränken, ist unmöglich, da niemand an­

zugeben vermag, wo "Hochschulpolitik" 

endet und "Allgemein-Politik" beginnt.

Dies schlägt sich auch in den Gruppen 

nieder, die für die Wahlen für die 

verschiedenen Gremien an den Hochschulen 

kandidieren: "Jusos","MSB-Spartakus", 

"RCDS", "GAL" usw. ... die Namen allein 

deuten schon darauf hin, daß ihre Ver­

treter sich nicht durch "hochschulpoli- 

tische" Einstellungen, sondern vielmehr 

durchs"allgemeinpolitische" definieren.

In diesem Sinne finden die Wahlen an 

den bundesdeutschen Hochschulen statt. 

Folglich haben gewählte Vertreter auch 

das Recht, zu allen politischen Themen 

im Interesse der Studenten Stellung zu 

beziehen.

Durch die künstliche Trennung von 

"Hochschulpolitik" und "Allgemeinpolitik' 

wird versucht, Informationen über für die 

Landesregierung unbequeme Initiativen, 

wir z.B. gegen die Startbahn-West oder 

für den Frieden, zu unterbinden. Dies 

ist ein (weiterer) großer Schritt 

Studenten politisch zu disziplinieren.

Wie dieser an unserer Hochschule momentan 

abläuft, sollen die folgenden Seiten 

dokument ieren.

An den
All;. Studentenausschuß 
der Studentenschaft der THD Der Präsident 

der Technischen Hochschule 
Danrrstadl

Betrifft: Beitragszahlungen an die Vereinigten Deutschen Stu­
dentenschaften (VDS)

Erlaß des Hess. Kultusministers vom 14. 1. 1982, 
Az.: V B 4 - 433/11 - 211 -

a) Erlaß des HKM vom 14. 1. 1982
b) Landtagsdrdcksache 9/5830
c) Urteil des Oberverwal tungsgerichts Nordrheln- 

Vestfalen vom 16. 10. 1981, AZ.: 5 A 238/79

Sehr geehrte Damen und Herren!

In der Anlage Ubersende Ich ein Urteil des OVG Mordrheln-tfest- 
falen, aus dem sich ergibt, daß der VDS das allgemein-politische 
Mandat fUr sich bennsorucht und daß es demgemäß unzulässig Ist, 
Gelder der Studentenschaft an den VDS abzufUhren. Eine solche 
Abführung von Geldern an den VDS würde für die verantwortlichen 
AStA-Mltglleder nicht nur Regreßansprüche nach sich ziehen kön­
nen, sondern es müßte auch damit gerechnet werden, daß die An­
gelegenheit unter dem Gesichtpunkt Veruntreuung von Etudenten- 
schaftsgeldern strafrechtlich verfolgt wird.

Mach diesem Urteil Ist es lediglich zulässig, dann Gelder an 
den VDS zu überweisen, wenn es 3lch um Förderung von Einzelpro­
jekten handelt, die lm Rahmen der Aufgaben des ? 53 Abs. 2 des 
Hess. Hochschuigesetzes liegen und vom VDS ausschließlich hoch­
schul- oder studentenbezogen betrieben und begründet werden.
Auch ln solchen Fällen dürfen die Zuschüsse erst dann ausgezahlt 
werden, wenn durch Rechnung nachgewiesen wird, daß die Ausgaben 
sich auf solche Projekte beziehen.

Der Kultusminister hat angeordnet, daß auch ln Hessen nach diesem 
Urteil zu verfahren Ist. Ich gebe Ihnen das hiermit zur Kenntnis 
und weise darauf hin, daß damit gerechnet werden muß, daß bei der 
Rechnungsprüfung nachgeprüft wird, ob Zahlungen an den VDS gelei­
stet worden sind.

Da Ich dem Kultusminister ln dieser Angelegenheit berichten muß, 
bitte Ich um Auskunft, ob die Studentenschaft lm Jahre 1981 Bei­

träge an den VDS gezahlt hat, ggfls. ln welcher Höhe und bitte 
des weiteren mltzutsllen, ob für das Jahr 1982 bereits Beiträge 
gezahlt worden sind.

T.: Ihr Antwort erbitte Ich bis zum 3 0 . 1. 1982.
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F aßr. 1982

Scxir».’_D«n vom 8 .2 .82

5*nr g o an rta r  äa rz  J rd s ld e n t,

:.icnc in  E rfü llu n g  u n se re r  AufgaBan, »Bar an l u  ln£o raation»B a- 
ä tlr fn is  uea x la ln en  Aßgeordnatan 3orscha genüga zu tun , t e i l e n  w ir 
Ihnen m it, aafl d la  S tu d an ten scn aft d ar TH Darmaeadt la  S a u s h a lts -  
ganr 1981 OM o.QOO,— zvecX orlantd .art sn d la  V e re in ig te  Oeudscna 
S tu d en ten sch aft ü ia rv la a a n  Mac. Im E au sh a ltsg ah r 1982 irg in g en  
. i s l a n g  noca :<alaa O aitragsZahlungen an d la  TOS.
2a iia jam  iusammennang fo rdern  wir S ie au f, IBer ia a  Ergebnis dar 
Antrag* da« 1-zlainan Abgeordneten 3orscn* la  d la a a r  Sacn* m i  zu 

jerd.c-~.tan.

ALLGEMEINER STUDENTENAUSSCHUSS OER
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••lli fraunciiicnan Grüßen

C i ' ~ ^ O L  £S<?S

An j«n

?rA«id«nt*n d«r 730

3»itrAg« cur Seud«nt«n»cAaft 

ScA«:Lb«n vxsa 3.3.1982

V
Der Prdsraent 

der Technischen Hochschule 
Darmsraa:

.An Jan
AStA dar Tacnnlschan Hochschule 
O araatad t

3 a t r .  : 3 a itrS g a  zur S tu d an tan sch aft 
3ezug: Ih r  Schreiben  vom 9. Februar 1982 1
.Anlg. : a) E rlaß  daa .T ultu3m lnistere vom 2.3.1982

3) Anfrage das Aboaordnecan 3orscna m  d ass , la n d tag  
Drucks. 3 /6049’

3) E rlaß vom 23.2.1982

ia f lr  gean rta  Damen md H arren,

in  dar Anlage übersende ich  Ihnen aina Anfrage das Abgeordneten 3orscha, 
d ie  len  sch n e lls tm ö g lich  iaanew ortan  and. Ich b i t t e .  a i r  3 is  zum 
• 5 ,3 . 1962 :n ra  Stellungnahm e zu dan l i f f a m  2 .,  3. und i .  a i r z u te i i a n .

•41a S ie aua dem in  Eopia ca ig a fü g tan  E rlaß  vom 23.2.1982 arsanan , 
ad le  der K u ltu sm in is te r nein Scnralben in Sie vom 21 . 1.1982 n ic h t d'lr 

au sre ich en d . Ich r i t t e  d ahe r, u :  du b e r ic h te n :

1. fü r weich* Iwacxe d la  S tu d an tan sch aft im San re  '981 

einen  3 a i tr a g  in  den TOS g e l e i s te t  t a t ,

2. zn Sia ta rn e  Verfügung "'om 21 . 1 .1982 beachten  warten oder n ic h t .

S o llt*  ich  d is  zum 15.3.1982 m e n t in  3 e s itz  e in e r  z v a if a i s f r a ia n  i r -  
k iiru n g  s e in , daß Sie d ie se r  Verfügung nachJcommen, -Mra ich Aufgrund 

dar Weisung das X u izusm in isters  gezwungen. eine  ra c n ts a u f s ic h ti ic r .e

Verfügung gegen Sia zu e r la s se n  aufgrund d ie s e r  Verfügung .'.atzen wie 
ia l le r d in g s  dann euch d i*  M ög lichkeit, dia Auffassung zas S u ltu sm in iita z  

I g e r ic h t i ic n  naenprüfan zu la ssen ) .

S«Ar 7«*nrt«r a«rr ?rlAid«nt̂

Dowonl m* i*ng»«j« ru aunt wird. ;*d« vtoen« «in« n«u» Anfrag« <J.«xn*n

Abq»orxln«t»n 3ondu zu DMncworttn, ru«n vxr da*. *o jut «ur n <dnn«n. Trotz- 
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An den
Allgemeinen Studentenausschuß 
der Studentenschaft der 
TH Darmstadt

Der Präsident 
der Technischen Hochschule 

Darmstadt

\
Im Hause

Betrifft: Wahrnehmung eines "Allgemeinpolitlschen Mandats" 
durch die Studentenschaft

Bezug: Verschiedene Schreiben und Besprechungen, zuletzt am 
29. 4. 1982

Sehr geehrte Herren!

Ich habe Sie ln der Vergangenheit wiederholt darauf hingewiesen, 
daß der Studentenschaft ein allgemeinpolitisches Mandat nicht zu­
steht. Ich habe Sie mehrfach Uber die Rechtslage unterrichtet 
und Ihnen auch alle mir zur Verfügung stehenden gerichtlichen 
Entscheidungen zum "allgemeinpolitischen Mandat" übersandt. Wir 
haben des weiteren öfters Uber die Problematik des politischen 
Mandats debattiert, insbesondere Uber seine Abgrenzung zum "hoch- 
schulpolitischen Mandat*(§ 63 Abs. 2 Nr. 2 HHG) und die Förderung 
der politischen Bildung und des staatsbürgerlichen Verantwortungs­
bewußtseins (§ 63 Abs.^2 Nr. 5 HHG).

Auch wenn Ihnen zuzugestehen ist, daß nicht in allen Fällen eine 
zweifelsfreie Grenzlinie zwischen den vorstehend genannten zuläs­
sigen Aufgaben und dem "rechtlich unzulässigen allgemeinpollti­
schen Mandat" zu ziehen ist, stellen einige Publikationen der 
Studentenschaft aus dem vergangenen Wintersemester 1981/82 zwei­
felsfrei die Inanspruchnahme des der Studentenschaft untersagten 
allgemeinpolltischen Mandats dar. Hierbei handelt es sich im ein­
zelnen um folgende Publikationen:

1. AStA-Info vom 4. 11. 1981, soweit dort aufgerufen wird zur So­
lidarisierung mit den Hungerstreikern.

2. AStA-Info Nr. 47 vom 2. 12. 1981, soweit dort das Emblem der 
Startbahngegner verwendet wird und Stellung genommen wird zum 
"Hungerstreik an der Startbahnmauer".

•*Yl' J ■ jijx  ■■
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3. AStA-Info Nr. 50 vom 15. 12. 1981, soweit dort das Emblem der 
Startbahngegner verwendet wird und aufgerufen wird zu einer 
Veranstaltung "Wie weiter im Kampf gegen die Startbahn-West?"

4. AStA-Info Nr. 6 vom 4. 2. 1981, soweit dort das Emblem der 
Startbahngegner verwendet wird.

5. Aufruf zum AStA & BI - Fest vom 31. 10. 1981, soweit dort das 
' Emblem der Startbahngegner verwendet wird.
I

6. Dokumentation mit dem Titel "Keine Startbahn West", soweit 
dort das Emblem der Startbahngegner verwendet wird, soweit 
auf Seite 29 eine Erklärung der Flughafenausbaugegner abge­
druckt ist, soweit dort auf Seite 30 zu gezielten Aktionen 
aufgeriwfen wird und soweit dort auf den Seiten 33 und 34 zu 
Spenden für die Startbahngegner aufgerufen wird.

Ich habe Ihnen - letztmals am 29. 4. 1982 - erläutert, warum 
derartige Publikationen nicht vom gesetzlichen Aufgabenkatalog 
der Studentenschaft gedeckt sind. Ich verweise noch einmal auf 
die Ihnen bereits bekannten Entscheidungen des Bundesverwaltungs­
gerichts vom 13. 12. 1979 - BVerwG 7 C 65/78 -, des Bundesge­
richtshofes vom 23. 10. 1981 - 2 StR 477/80 - und des Hessischen 
Verwaltungsgerichtshofes vom 24. 11. 1980 - VGH Kassel VI 0E 62/79. 
Danach ist die Wahrnehmung des allgemeinpolitischen Mandats durch 
die Studentenschaft nicht nur unzulässig, sondern sie stellt zu­
gleich auch eine Veruntreuung von Geldern der Studentenschaft 
dar. Diese Veruntreuung kann zu Regreßansprüchen gegenüber den 
verantwortlichen AStA-Mitglledern führen, diese Veruntreuung kann 
auch strafrechtlich durch die hierfür zuständigen Gerichte ge­
ahndet werden. Es können des weiteren Ordnungsgelder gegen die 
Studentenschaft angedroht und festgesetzt werden.

Ich möchte Sie nachdrücklich bitten, die Rechtslage zum allgemein­
politischen Mandat strikt zu beachten. Bei erneuten Verstößen wä­
re ich gezwungen, Ordnungsgelder gegen die Studentenschaft fest­
zusetzen und des weiteren solche Maßnahmen zu ergreifen, die 
sicherstellen, daß weitere Verstöße gegen geltendes Recht unter­
bleiben.

Für den Fall der Zuwiderhandlung werde ich gezwungen sein, Ord­
nungsgelder von bis zu 3000,—  DM festzusetzen.

Mit friundlichen Grüßen
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Betr.: Erfüllung der Aufgaben der
Studentenschaft qeinilfl 1fi.l (1110

Bezug: Ihr Schreiben vom 10.5.R?

Sehr geehrter Herr Rühme!!

In Anbetracht der Tatsache, daß Argumente durch 
'häufiges wiederholen auch nicht besser werdpn, 
[wollen wir zu Ihrem Schreiben auch nur kurz und 
In der von uns gewohnten Art und Weise antworten.
Die Auseinandersetzungen um die Startbahn Wpst 
des frankfurter Tlughafens haben eine ganz» Re­
gion liber mehrere Jahre beschäf 11 g t . Einer solhhen 
Bewegung kann sich auch die Studentenschaft der 
Till) nicht entziehen, selbst wenn sie es wdllte. 
ln unseren Publikationen haben wir immer wledpr 
den realen Bezug dieser Auseinandersetzung zur 
Studentenschaft deutlich gemacht. Was für die 
Arbeitsmarktsituation bezüglich der Rüstungs­
industrie gilt, trifft, in demselben Maße auch 
auf technische Großprnjpkte wie die Startbahn 
zu. Wir werden es uns ans diesem Grund auch in 
Zukunft nicht nehmen lassen, (Iber solche oder 
ähnliche Tendenzen zu Informieren. Bezüglich 
der Wahrnehmung des allgemeinen politischen M an ­
dats stellen wir nach wie vor fest, daß natür­
lich gemäß unseres Grundgesetztes auch der Stu­
dentenschaft ein Recht auf freip Meinungsäuße­
rung zusteht. Wenn die bürgerliche Rechtsspre­
chung da anderer Ansicht Ist, so Ist das für uns 
noch lange kein Grynd, von unseren prinzipiellen 
Positionen abzurücken. Die Geschichte hat gezeiqt 
daß Positionen von Minderheiten nicht deshalb 
schon falsch sind, weil sie von Minderheiten ver­
treten werdpn.
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lind mit diesem Mandat ist es ja nun wirklich nicht 
so einfach. Da nach Rechtssprechungg des Ver­
walt ungsgerlchshnfs die Startbahn ja nicht der 
landesgesetzgebung unterliegt, dürfte also, kon- 
sequenterweise dir hessische tandesreg Ierung keine 
Äußerungen zur Startbahn tätigen. Dies hat sit 
aber wiederholt getan. Wir sehen natürlich davon 
ab, gegen den Ministerpräsidenten unseres Landes 
Dlenstaufsichtsbeschwerde zu erheben, wpII natür ­
lich auch für Ihn das Grundgesetz gilt.
Was allerdings ZU prüfen wäre, Ist. ob llprr 
Börner nicht unter den § RRa fällt. Zwar ver­
bietet das ach so hohe Amt dieses Herr, latten- 
schwingenderweIse S l artbahngegner zu vermöbeln, 
aber es könnte Ja sein, daß einige seiner Unter ­
gebenen diese einmalige Möglichkeit wahrmehmen.
Aber warum in die Terne schweifen, wenn der Gute 
liegt so nah! Sie seihst, Herr Böhme, habpn auf 
der letzten Vollversammlung der Studentenschaf t cf  « ly  . 
euphorischen Beifall kassiert, als sie den An- , \ V
trag zur Grarthahn des AStA unterstützten.
Haben 'Sie da doch wohl nicht e tw a... 
das allgem... ( wir wagen es qar nicht auszu­
sprechen ) .
(War aber trotzdem saustark!!!)

Was die Zahlung von Ordnungsgeldern angeht, sind 
wir der Ansicht, daß wir unser Geld für bessere 
Sachen ansgehen können, als für son Blödsinn.

Wir hoffen, daß unser reger Austausch Uber den 
Komplpx "aI1 gerne InpoIitI sc hes Mandal" andauern 
wird. Spaß macht.s ja!

VKEllliBl'OSKC’̂

VENCERfMOS
KEINE SlAflMHNMSl



Leserbrief:
Folgender Leserbrief wurde uns von Günter von der BI Darmstadt übermittelt.

Aus Platzgründen (das Original umfaßt drei Seiten) mußten wir uns hier auf den Abdruck 

der aussagekräftigsten Passagen beschränken. Deshalb noch einige Erläuterungen:

Seine Info-Reise, auf der Günter möglichst viele über die Startbahn-West und deren 

Problematik hinweisen wollte und konnte, führte ihn dur ch 4o Städte in Deutschland, 

Norwegen, Dänemark, Holland und Belgien.Bei Informationsveranstaltungen und Diskus­

sionen, die er zusammen mit anderen Leuten organisierte, stand der militärische As­

pekt der Startbahn im Vordergrund.

Bericht und Eindrücke meiner siebenmonatigen Info-Reise zur Startbahn-West

Als sich immer mehr herauskristallisierte, daß die Startbahn-West ein militärisches 

Objekt wird, hat sich in mir etwas geregt, was mit meinen Kindheitserinnerungen 

zusammenhängt. Damals, im Jahre 1939, als ich eingeschult wurde, hat man uns Kindern 

das selbe Märchen von der Nützlichkeit der Autobahnen erzählt, wie jetzt von der 

Startbahn-West. Beides ist untrennbar miteinander verbunden. So, wie sich die Lage 

im Wald draußen bei Mörfelden-Walldorf abzeichnete, kamen mir wieder die Kriegs­

erlebnisse in Erinnerung. Damals war ich dabei, als Berlin und Dresden in Schutt 

und Asche fielen, wie die Zerstörungswut furchtbare Ausmaße annahm. Und jetzt 

wieder dasselbe erleben zu müssen, war mir einfach zuviel. Somit kam ich auf die 

Idee, eine Inforeise zu starten, um diese hochwichtige Sache in die Welt hinaus­

zuschreien.

Es begann mit der Mobilisierung zur Großdemo voriges Jahr am 14.11. in Wiesbaden.

(...) Ich hatte festgestellt, daß man als einzelner Mensch sehr wohl Massen mobili­

sieren kann. Ich hatte zu diesem Zweck immer mein Alter, immerhin 48 Jahre, mitein- 

gebracht und hatte aufgrund meiner Kindheitserlebnisse, die ich immer wieder als 

Beispiele anführte, eine recht große Resonanz gefunden. (...) Ich hatte ihnen (Nor­

wegern bei einer Veranstaltung in Oslo, Anm. d. Red.) anhand von einer Deutschland­

karte die immens gefährliche Lage der Startbahn-West erklärt (...) Die Norweger sind 

für solche Veranstaltungen wesentlich empfänglicher als die Leute hier. Diesen Ein­

druck hatte ich jedenfalls. (...) Ich bin bewußt als Deutscher in beiden Ländern 

(Norwegen und Dänemark, Anm. d. Red.) aufgetreten, um zu zeigen, was ich von der Ame­

rikahörigkeit der Bundesregierung und der Hessischen Landesregierung halte. (...)

Zu Holland ist zu sagen, daß es wahr ist mit der sogenannten "Holländischen Krankheit" 

Die Friedensbewegung und die Bewegung gegen die Neutronenbombe ist da so dermaßen 

intensiv, wovon wir hierzulande nur träumen können. (...) Ich bin auf die starke 

Präsenz der US-AIR-BASE sehr stark eingegangen, und habe den Zusammenhang ihrer An­

wesenheit und dem Bau der Startbahn West immer wieder erklären müssen. (...) Ich habe 

auf meiner Info-Reise auch ein paar Soldaten aus Koblenz kennengelernt (...) Die Solda 

ten waren mit sehr großem Interesse gekommen und haben sich an der Diskussion lebhaft 

beteiligt. (...)



Zusammenfassend kann ich feststellen, daß die Sorge um den Erhalt des Friedens immer 

größer wird, daß sich immer mehr Parallelen zur Weimarer Republik abzeichnen. Hier ist 

das Engagement jedes einzelnen sehr notwendig. Hier müssen wir eindeutig beweisen, 

daß wir uns wesentlich effektiver zur Wehr setzen, als die Vorkriegsgeneration. Hier 

werden unsere elementaren Grundrechte angegriffen. Das können und dürfen wir nicht

so einfach schlucken. Es geht ganz massiv um unsere Umwelt, die wir mehr als nötig 
brauchen. Wir müssen dem Moloch Wachstum gehörig die Krallen stutzen, wenn wir noch

menschenwürdig leben wollen. Dies ist mir in diesen sieben Monaten voll und ganz 

zu Bewußtsein gekommen, stärker noch als je zuvor. Ich habe gesehen, wieviele Initia­

tiven um ihre Rechte kämpfen.

Abschließend will ich noch darauf hinweisen, daß wir hier in Hessen uns mit aller 

Kraft und mit massenhaftem Engagement für das Zustandekommen eines breiten Wahl­

bündnisses einsetzen müssen, um im September wirklich Ministersessel abzusägen, und

zwar mit allem Nachdruck - das sind wir uns und unserer Nachwelt mehr als schuldig. 

Nach den Ereignissen der letzten Jahre und Monate haben wir hier und jetzt die Mög­

lichkeit dazu.

Günter, BI Darmstadt

Fc aibt nichts Wichtigeres 
als den Frtecfert |

fteour^ßc^sv-ecle c les  AStA' P e f H i ' c - U e l  S l'e k e i

"Von 650 vor Christus bis heute zähl- kine Gesellschaft}deren Wirtschaftsord-

ten die Historiker 1.656 Versuche, 

aurch Wettrüsten den Frieden zu be­

wahren. Dies führte 1.640 mal zum 

Krieg. In den anderen Fällen zum 

wirtschaftlichen Ruin der Beteilig­

ten. "

nung Rüstungstechnologie und Produktion 

nicht mehr entbehren kann, ist über 

kurz oder lang zum Scheitern verur­

teilt .

Ich möchte hier nochmal einige Argumente 

nennen, die die Perversion des weltweiten 

Wettrüstens verdeutlichen:

Ich denke, daß diese mittlerweile 

in der Friedensbewegung berühmt ge­

wordene Feststellung die beiden zen-

1. Über jedem Kopf der Menschen dieser 

Erde hängt ein 15 Tonnen schwerer Dyna­

mitwürfel. Das heißt, daß jeder Mensch 

tralen Aspekte der Hochrüstungspolitik nicht nur 1mal zerfetzt, verbrannt, ver- 

trifft. saftet werden kann, sondern 20 oder

Eine Gesellschaftjderen so hochgelob- 30mal. "Nach"rüstung hat nichts mehr 

te Freiheit auf einem Konzept von Ge- mit Abschrecknung zu tun, sondern ist 

walt aufbaut, ist letztendlich men- kriegstreibend und aggressiv, 

schenverachtend.



2. Ein zentrales Argument der Nato- Rüs- 

tunesbosse ist immer, daß die SU Kriees- 

hetzerei betreiben würde. Doch ich denken, 

daß auch hier nochmal klar gesagt werden 

muß, daß alle technologischen Neuerungen 

immer zuerst von den USA eingeführt 

wurden. Dies gilt für die Wasserstoff­

bombe, Langstreckenbomber, Atom-U-Boote 

usw, usw... Die Vermeindliche Notwend­

igkeit der Abschreckung wird immer 

wieder durch ein Feindbild gestützt 

und nicht durch -eine tatsächliche Bei­

drohung.

3- Immer wieder wird behauptet, daß 

Rüstung Arbeitsplätze schafft oder 

zumindest sichert.

Dies ist objektiv falsch!!

Nach Berechnungen des amerikanischen 

Abgeordneten Aspin können mit 1 Mrd.

Dollar in der Rüstungsindustrie 

35.000 Arbeitsplätze geschaffen werden, 

dagegen im Gesundheitswesen 77-000 

und im Öffentlichen Dienst gar 132.000.

Arbeitsplätze in der Rüstungsindustrie 

sind von Aufträgen abhängig. Der Erhalt 

dieser volkswirtschaftlich teuren 

Arbeitsplätze ist also nur durch eine 

riesige Steigerung der Rüstungsauggaben 

sicherzustellen. 85$ aller Rohstoffe 

werden von 15$ der Menschheit verheizt. 

Verheizt für sinnlose Waffen. Dazu 

müssen wir klar und deutlich sagen: MEIN!! 

Doch was ergibt sich aus. all dem für die 

Friedensbewegung, der doch immer blinder 

Pazifismus vorgeworfen wird.

Ich denke, daß das eine Bein der sog. 

Sicherheitspolitik gestärkt werden muß.

Es heißt Entspannungspolitik.

Der Gegner muß Freund werden, Feind­

bilder müssen abgebaut werden.

Doch es muß auch klar gesagt werden, 

daß das andere BEin langsam verkürzen 

muß. Es heißt: Militärpolitik zur Ver-r 

teidigung der BRD durch Abschreckungs­

maßnahmen. Damit komme ich zum nächsten 

Punkt.

Erstes Ziel der Friedensbewegung, und da 

sind sich alle einig, muß die Verhinde­

rung des Nato-Nachrüstungsbeschiusses 

sein und ich denke, wenn die Friedens 

bewegung das Gespräch mit den Gewerk­

schaften und bestimmten Kreisen der 

SPD sucht, dieser Nachrüstungsbeschluß 

zu verhindern ist.

Doch ich denke auch, und da sind wir ” 

uns vielleicht nicht einig, daß die 

Friedensbewegung die Radikaltität auf­

bringen muß, eine neue, gewaltfreie 

Gesellschaft aufbauen zu wollen. Dies 

heißt auch Änderung der ökonomischen Ver 

hältnisse.

Aber das Stichwort heißt: soziale Ver­

teidigung !

Ich denke, daß solche Konzepte viel 

stärker diskutiert werden müssen.

Solche Konzepte fordern natürlich 

einen anderen Menschen, aber wie 

forderte schon die Pariser Comune:

Ihre Lage verändernd 

ändern sich sich selbst 

und selber verändert 

ändern sie das Ganze.

Ich denke, daß darin unsere Kraft 

und Hoffnung liegt, die wir brauchen, 

um langfristig bestehen zu können.

In diesem Sinn hoffen wir, daß uns allen 

diese Friedensnacht was bringt.



die überflüssige Bücher meist an sicn 
haben. Das Buch macht Lernen zu ei­
ner fesselnden und befriedigenden' 
Sache. Vielleicht auch für die von 
uns, die sich allzuoft fragen müssen, 
wozu sie sich diese abgehobene Physik 
überhaupt noch reinziehen sollen, 
weil ihnen einfach der Sinn zwischen 
all den Erzeugungs- und Vernichtungs­
operatoren und Streumatritzen nicht 
mehr klar werden will.

Allerdings: Wer noch neu im 
Studium ist, den wird der Fricke/
Borst noch stellenweise überfordern, 
wo man halt etwa eine partielle Dif­
ferentialgleichung für die Wärmelei­
tung lösen muß. Aber das ist auch 
alles nach und nach kapierbar und 
aas meiste im Buch ist elementare 
Mathematik, die jeder von uns versteht.

Insgesamt: Dieses Buch hat wirklich 
gefehlt. Gut, daß es geschrieben wurde.
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Als wir hier damit begannen, Euch 
Bücher vorzustellen, hatten wir ja 
vor allem solche Bücher im Sinn, 
die didaktisch besonders gut sind, 
die sich mit fächerübergreifenden 
Themen befassen, oder die in ihrem 
Inhalt auf die Zukunft orientiert 
sind.

l

"Der nächsten Generation, unse­
ren Kindern gewidmet", so beginnt, 
verheißungsvoll genug - ein physi­
kalisches Lehrbuch! Es ist, um's 
gleich vorweg zu sagen, eins der 
faszinierendsten Fachbücher, die 
ich zeit meines Studiums in die 
Finger bekommen habe und die 48.-- 
Mark dafür bereue ich nicht.

Energie. Ein Lehrbuch der phy­
sikalischen Grundlagen. Von Jochen 
Fricke und Walter L. Borst. Es ist 
erschienen im Qldenbourg-Verlag in 
München.

Dieses Buch ist tatsächlich zu­
kunftsorientiert, denn es behan­
delt in aller Ausfühlichkeit die 
Physik der sanften Energiequellen 
(Sonne, Wasser, Wind, Biomasse, 

^^rdwärme, Meeresenergie) und die 
entsprechenden Technologien, sowie 
die grundsätzlichen Fragen der 
Speicherung und des Transports von 
Energie und die Thermodynamik der 
Energieumwandlungsvorgänge.

"Die Kernenergie und spezielle 
Fragen konventioneller Kraftwerke 
werden in diesem Buch nicht behan­
delt, da darüber schon ausführliche 
Literatur in Buchform existiert."
So das Vorwort. Zwar existiert auch 
über die erneuerbaren Energietech­
nologien ein ansehbarer und wach­
sender Berg von Literatur - leider 
aber bislang nicht von der Art, wie 
sie ein Ingenieur- oder Physikstu­
dent braucht, um sich für die Zu­
kunft zu qualifizieren. Mit Bast­
ler-Heftchen, etwa von der Art "Wir 
schnitzen uns einen Windpropeller" 
oder "Die Sonnendusche aus dem 
Sperrmüll" war uns da noch nicht 
gedient.

"Ihr Techno-Profis, laßt bloß die 
Finger von unseren sanften Technolo­
gien!" höre ich cta schon den idealen 
Alternativ-Freak rufen, "Ihr bringt ja 
doch bloß Größenwahn-Projekte oder Mas­
senware vom Fließband zustande!"

Klar - jeder von uns muß sich Gedan­
ken drüber machen, in welcher Weise das, 
was er/sie später als Ingenieur im Mul­
tinationalen Großunternehmen an Ergeb­
nissen ausspuckt, noch anderswoher be­
einflußt wird als vom Sachverstand: 
a) die eigene Psyche mit ihren Verwirk­
lichungswünschen und b) das gewinnori­
entierte Wirtschaftssystem definieren 
mit, was für ein Problem als "Lösung11 
gilt. Diese Dimension schneidet der 
Fricke/Borst auch nicht an.

Was hilft's - wenn es je klappen soll 
unsere industrielle Maschinerie in ihrem 
Amoklauf zu bremsen und sie in andere 
Richtungen zu lenken, dann müssen wir 
uns in ihre Büros und Werkhallen hinein- 
degeben. Die Feierabendprodukte der Al­
ternativbastler spielen ihre Pionier­
rolle gut. Technische Ideen aber, die 
in den reichen Gesellschaften der 80er 
Jahre radikal wirksam werden sollen, 
müssen sich die Wissenschaften zunutze 
machen, anstatt sie wegen ihrer bisheri­
gen Leblosigkeit und Trockenheit schon 
auf den Müllhaufen der Geschichte zu 
werfen. Wir kommen auf dem Weg zur Alter 
native nicht ums wissenschaftliche Den- 
Ken und Rechnen herum!

Hier ist nun ein Buch, das auf 
seinen fast 500 Seiten durchweg zum 
Mitdenken und Mitrechnen einlädt.
Zum Beispiel im Kapitel "Thermische 
Flachkollektoren": Da werden in et­
lichen durchgerechneten Aufgaben 
die erreichbaren Betriebstemperatu­
ren, Wärmeverluste, Wirkungsgrad 
und nichtstationäres Verhalten von 
Sonnenkollektoren verschiedener Ab­
messungen und Bauweisen untersucht.
Im Kapitel Windenergie werden auf­
grund der aerodynamischen Gesetze 
Windrotoren entworfen und unter 
"Langzeitspeicherung von Wärme" wird 
mit dem programmierbaren Taschenrech­
ner das ganzjährige Verhalten eines 
Solarkollektor-Wärmespeieher-Haus- 
Systems simuliert, wobei man ver­
schiedene Isolationsgrade von Haus 
und Speicher einsetzen und sich die 
Wirkung ansehen kann.

Das Buch ist nicht nur durch die 
vielen Beispiele zum Seiberrechnen 
ein wirksames Lehrbuch - die vielsei­
tige und wichtige Thematik läßt auch 
nirgends jene Langeweile aufkomme
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CDU GEGEN AMNESTIE FÜR STUDENTEN

STUTTGART - Einer Forderung von SPD, FDP und Grüner. im Stuttgarter Landtag 
nach eineir. Straferiad für Studenten, die ir? Zusammennang rit hochschuipoii - 
tischen Auseinandersetzunoen an der Heidelberger Universität zu teilweise 
ungewöhnlich hohen 1;* rafer verurteilt •■erden air.e , v:. ire :~2" eir.o / .a-a 
Absage erteilt. Bei dar ersten Eeratuno aines entsprechenden Amtesciege- 
setzentv/urfs der SPD erklärte der CDU-Abcecrcir.ete Hamann Schaufler an 25. 
Mai im Landtag, ein Sonderrecht für "radikale und gewalttätige" Studenten 
würde zu einer Verbitterung aller rechtstreuen ßürger führen. Einem soienen 
Amnestiegesetz würden zudem Fcrderur.oen nach weiteren Straf er lassen, etwa 
für gewalttätige Umweitschützer und Demonstranten folgen.

Mach Auffassung der SPD wurde in Heidelberg m  den Janren 19 7 3 bis i95o 
gegen Studenten, die Vorlesunaen stören, Strafen verhängt, die den Rahmen 
des üblichen Strafmaßes zum Teil weit übersteigen. Mit einer Amnestie soll­
ten nun nicht die Taten gerechtfertigt werden, sondern ein Zeichen für den 
«Abbau von Konfrontation" an den Hochschulen und für das "Gespräch zwischer 
den Generationen" gesetzt werden, betonte der SPD-Abceorönate Helmut Münch. 
Die Vollstreckung der beanstandeten Urteile würden zudem die Glaubwürdig­
keit von Staat und Justiz beeinträchtigen, meinte der SPD-Politiker. Für 
die Grünen betonte Holger Heimann in diesem Zusammenhang, daß die zahlrei­
chen Urteile gegen Studenten in Heidelberg nicht etwa ein Beweis dafür sei­
en, daß Heidelberg ein Zentrum rechtswidriaer Aktionen gewesen sei. Viel­
mehr habe die Universitätsleituna in Heidelberg außergewöhnlich viele 
Strafanträge gestellt, während an anderen Universitäten in ähnlichen Fäl­
len nicht ermittelt worden sei oder lediglich Bußgelder verhängt worden 
seien.

4 wachte Realität _I---- - < T )

KURZNACHRICHTEN

DORTMUND - Das Bewerbungsverfahren für Auswahlstudier.gänge (Numerus ciau- 
sus-Fächer) für das Wintersemester 1982/81 hat jetzt begonnen. Anträge der 
Bewerber müssen bis spätestens am 15. Juli bei der Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen (ZVS) in Dortmund voriiegen. Auswahlstudiengän­
ge sind die Fächer Medizin, Pharmazie, 3iologie, Forstwissenschaft, Haus­
halts- und Ernährungswissenschaft, Lebensmitteichemie, Psychologie und be­
stimmte Lehramtsbereiche.Den Angaben der ZVS vom 2. Juni zufolge soll der 
freiwillige Test im Rahmen der Zulassung zu den medizinischen Fächern am 
11. August absolviert werden. An dem Test können 6 . 0 0 0  ausceloste Bewerber 
teilnehmen.

UNESCO: SCHADEN FÜR BIBLIOTHEKEN
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BONN - Die Deutsche UNESCO-Kommission hat nachdrücklich vor schweren 

Schäden gewarnt, die den «wissenschaftlichen und öffentlichen Biblio­

theken in der Bundesrepublik durch Sparmaßnahmen der öffentlichen Hän­

de drohten. Zum Abschluß ^hrer Jahiestagung erklärte die UNESCO-Kom­

mission am 9. Juni in Bonn, die Bibliotheken '.würden zunehmend nicht 

mehr in der Lage sein, ihre Grur.daufoabe, nämlich die Bereitstellung 

eines umfassenden Literatur- und Informationsangebots für Forschung 

und Lehre, Aus- und Fortbildung, Erziehung und Traöierung des kultu­

rellen Erbes zu erfüllen. Die. teilweise drastischen Kürzungen der Mit 

tel, die den Büchereien für Beschaffung, Au:bau der Bestände und de­

ren Erneuerung zur Verfügung gestellt würden, hätten schon jetzt da­

zu geführt, daß die Bibliotheken auf die Beschaffung von Monographien 

und wissesnschaftlichen Zeitschriften, vor allem aus dem Ausland, ver­

zichten müßten und Sondersammelgebiete nicht mehr vollständig erhal­

ten könnten.

Die UNESCO-Kommissicn äußerte die Sorge, caß hier Lücken aurgeris- 

sen 'würden, die sich später nie 'wieder schließen lassen könnten. Der 

Wissenschaft und der Forschung sowie der Lehre werde damit "unermeß­

licher Schaden auf lange Zeit" zugefügt. Die Kommission appellierte 

deshalb an Bund, Länder und Gemeinden, die Zukunft der Eücherelen 

sicherzusteilen.

I
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